
Zu diesem Tagesordnungspunkt wünscht noch der Minister, 
Prof Dr. Meyer das Wort zu nehmen. Bitte Herr Minister.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es sei mir ge­
stattet, am Schluß dieser Aktuellen Stunde zunächst einmal aus­
drücklich meinen Dank auszudrücken dafür, daß Fragen der Bil­
dung und Wissenschaft in diesem Hohen Hause eine so wichtige 
Rolle gespielt haben; denn der nötige Rückhalt in der Öffentlich­
keit und in der Gesellschaft ist eine ganz wichtige Vorausset­
zung dafür, daß wir Mehrheiten dafür gewinnen, eine ausrei­
chende finanzielle Basis für Bildung und Wissenschaft zur Ver­
fügung zu stellen.

Es ist ja bei einem Bereich, der wesentlich haushaltsfinanziert 
ist, ganz wichtig, permanent um Verständnis zu werben, und ich 
betrachte zunächst einmal die Debatte als einen ganz wichtigen 
Punkt in unserem gemeinsamen Bemühen - ich freue mich, daß 
es darum überhaupt keinen Dissenz gab -, für das Anliegen von 
Bildung und Wissenschaft in der Öffentlichkeit und in der Ge­
sellschaft zu werben und zu betonen, daß die Gesellschaft sich 
selbst einen Dienst erweist, wenn sie für Bildung und Wissen­
schaft die ausreichenden finanziellen Mittel zur Verfügung 
stellt.

Ich möchte weiterhin ausdrücklich betonen, daß die Studen­
ten, wie jede andere Gruppe der Gesellschaft, selbstverständlich 
das Recht haben, für ihre Belange einzutreten, und ich freue 
mich, daß auch dies von allen Rednern ausdrücklich akzeptiert 
wurde, weil es doch in den vergangenen Tagen doch einige 
Schärfen und Zuspitzungen gegeben hat.

Ich möchte zunächst einmal sagen, daß die erdrückende Mehr­
heit der Studenten bemüht war, ihre Anliegen und Forderungen 
unter Wahrung des demokratischen Dialogs, der demokrati­
schen Formen, die für politische Kultur und politische Kommu­
nikation vorgesehen sind, entwickelt worden sind, zum Aus­
druck zu bringen. Das ist, glaube ich, erstmal ganz wichtig.

(Beifall vorwiegend bei SPD)

Wir können in der derzeitigen Situation sicherlich vielfältige 
Idealbeschreibungen künftiger Stipendienregelungen hier in ei­
nem, wenn man so will, akademischen Raum diskutieren. Wor­
um es jetzt geht, ist doch, angesichts unserer tatsächlichen fi­
nanziellen Situation das Machbare herauszufinden, und ich 
möchte hier ausdrücklich betonen, ich sehe es als meinen Part 
an, die Interessen der Studenten wie überhaupt des Bildungswe­
sens und unserer Wissenschaft zu vertreten, aber ich akzeptiere 
natürlich vollständig, daß es die Verantwortung des Finanzmini­
sters ist, hier einen Ausgleich der vielfältigen Anforderungen 
aus der Gesellschaft an den Staatshaushalt zu finden.

Ich lege deshalb darauf so großen Wert, weil auch dies natürlich 
ein Element der notwendigen Auseinandersetzung ist, daß unter­
schiedliche Interessen vertreten werden. Aber ich betone hier mit 
vollem Nachdruck meine kollegiale Solidarität mit dem Finanzmi­
nister. Ich möchte nicht, daß hier ein falscher Eindruck entsteht. 
Ich bin Dr. Romberg dankbar, daß es uns schließlich nach vielen 
Bemühungen gelungen ist, einen Weg zu finden, einen Weg, den 
wir beide nicht für eine ausreichende, eine zufriedenstellende Lö­
sung halten, aber der derzeit die machbare Lösung ist.

Und ich muß hier einen Eindruck korregieren. Es fiel heute 
hier die Zahl 75 Millionen. Das ist ein großer Irrtum. Die jetzt in 
Aussicht genommenen Erhöhungen des Stipendiums werden 
den Staatshaushalt 180 Millionen kosten. Ich bitte, dies alles in 
den rechten Relationen zu sehen. Ich werde es als meine Aufga­
be ansehen, mich weiterhin darum zu sorgen, daß die finanzielle 
Lage der Studenten so ist, daß ein ordnungsgemäßes und auch 
zeitlich vertretbares Studium erfolgt. Aber wir alle müssen uns 
bemühen, die unterschiedlichen gesellschaftlichen Ansprüche 
und Forderungen zu einem Kompromiß zu bringen. Und da ist es 
einfach notwendig, realistische Wege zu gehen.

Ich muß doch auf eines aufmerksam machen. Es scheint mir 
nicht fair - wie ich es auch den Studenten draußen vor dem Dom 
schon gesagt habe Man kann nicht auf der einen Seite mit sol­
cher Vehemenz gegen eine Bafög-orientierte Lösung streiten 
und mir fast im gleichen Atemzug sagen, aber dieses Modell ist 
immerhin so, daß wir morgen in die Bundesrepublik gehen und 
es in Anspruch nehmen. - Da ist doch wohl ein Loch in der Argu­
mentation. Ich ziehe jedenfalls daraus die Schlußfolgerung, daß 
es ein realistischer Ansatz ist, durch eine schrittweise Lösung 
darauf zuzugehen. Und bei unserer derzeitigen Lage, bei der 
derzeitigen Höhe der Elterneinkommen ergibt sich eine völlig 
andere Prozentlage der Studenten, die hier ein solches Modell in 
Anspruch nehmen könnten. Es würden sich die Prozentsätze ge­
radezu umkehren.

Ich stehe auf dem Standpunkt, daß es notwendig ist, dafür zu 
sorgen, daß allen eine Möglichkeit, eine faire Chance gegeben 
ist, Bildungsmöglichkeiten bis hin zum Hochschulstudium 
wahrzunehmen. Aber ich halte es auch für gerechtfertigt, zu sa­
gen: Die Unterschiede im Elterneinkommen können nicht ver­
nachlässigt werden. Es ist schlicht ungerecht gegenüber denje­
nigen, die mit großer Mühe - auch bei Stipendienzahlungen - ih­
ren Kindern ein Studium ermöglichen, daß man sie in die gleiche 
Situation setzt wie solche Eltern, die sich dieses durchaus leisten 
können, die sich das auch mit Leichtigkeit leisten können. Man 
kann doch nicht diesen beträchtlichen Unterschied schlechthin 
vernachlässigen. Und es ist sicher auch realistisch, anzuneh­
men, daß solche Unterschiede in der Zukunft von noch größerem 
Gewicht sein werden. Auch jetzt sind sie schon von Bedeutung 
Es ist ja hier freimütig bereits von Abgeordneten gesagt worden—- 
Natürlich würden sie sich zu denjenigen zählen, die es als ihre 
Pflicht und ihre Ehre ansehen würden, ihren Kindern das Stu­
dium zu ermöglichen, ohne daß man dafür den gleichen Betrag 
als selbstverständlich sozusagen einkassiert und einstreicht, wie 
er den Kindern arbeitsloser Eltern zur Verfügung gestellt wird. 
Ich meine, das ist doch eine Sicht, für die man einfach mal plädie­
ren muß, und da scheint es mir doch das Richtige zu sein, von 
dem Normalfall familiärer Beziehungen auszugehen, ehe man 
sich auf den Standpunkt stellt: Es muß sozusagen auf dem 
Rechtswege eingeklagt werden.

Ich denke, daß es in der Tat richtig ist, daß wir auch in der Ge­
sellschaft zusätzliche Möglichkeiten erschließen, um die Stu­
denten zu unterstützen, und ich muß daran erinnern, daß es sol­
che Formen ja in vielfältiger Weise in anderen europäischen 
Ländern und auch anderen Ländern - beispielsweise in den USA 
- gibt und die es ja auch früher durchaus in Deutschland gege­
ben hat. Ich hielte es für gut und vernünftig, wenn unterschiedli­
che gesellschaftliche Kräfte es für ihre Pflicht halten, durch Stif­
tungen, durch Aussetzung von Stipendien den Staat und die El­
tern dabei zu unterstützen, jungen Menschen das Studium zu er­
möglichen und zu erleichtern.

Ich darf noch einmal mit allem Nachdruck versichern, was hier'— 
bereits vom Finanzminister Dr. Romberg gesagt worden ist und 
was im Beschluß des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft 
in Absprache mit dem Finanzministerium und dem gesamten 
Ministerrat festgelegt worden ist: Es handelt sich um eine vorläu­
fige Regelung, die voll alle Faktoren berücksichtigt, die auch sonst 
ins Kalkül zu ziehen wären, wenn man sich die soziale und finan­
zielle Situation der Studenten betrachtet, also Mensen, Fahrprei­
se und andere Dinge. Wir werden dies sorgfältig beobachten und 
sofort Maßnahmen ergreifen, um hier entsprechende Anpassun­
gen vorzuschlagen und dafür Mehrheiten zu gewinnen.

Ein Problem, in das ich gerne alle einbeziehen würde, die Ver­
antwortung tragen, ist das Problem der Studentenheime. Wir ha­
ben in den vergangenen Wochen auch von Seiten des Ministe­
riums umfangreiche Anstrengungen unternommen, um für alle 
Studentenheime die Rechtsträgerschaft zu sichern. Ich hoffe 
auch auf die entsprechende Unterstützung aus Kommunen, daß 
es uns gelingt, erstens eine große Anzahl von Heimplätzen für 
Studenten zur Verfügung zu stellen und zweitens die Mieten für 
diese Studentenheime so niedrig wie möglich zu halten, denn 
dies ist natürlich von unmittelbarer Relevanz für die Bedürfnis­
se der Studenten. Hier, das sage ich an dieser Stelle, geht mein 
Appell auch an alle Kommunen, die Rechtsträger von Studenten­
heimen sind, uns dabei zu unterstützen.
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